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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard 
Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Asylmilliarde muss bei den Kommunen ankommen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die sofortige Auszahlung des 
bayerischen Anteils an der Kommunalmilliarde, die der Bund in den 
Jahren 2015 und 2016 in Höhe von je 500 Mio. Euro für die Unter-
bringung von Flüchtlingen den Kommunen in Deutschland zur Verfü-
gung stellt, nachdrücklich zu verlangen und an die Kommunen unver-
züglich weiterzuleiten. Sollte der Bund derzeit noch nicht zu einer 
kompletten Auszahlung der Mittel für 2015 an den Freistaat bereit 
sein, so hat die Staatsregierung darauf hinzuwirken, dass der Zu-
schuss spätestens zum Ende eines jeden Quartals im Rahmen einer 
zeitentsprechenden Abschlagszahlung erfolgt. 

Die Staatsregierung wird außerdem aufgefordert zu berichten, in wel-
cher Höhe die Kommunen des Freistaats Bayern an der Kommunal-
milliarde partizipieren, nach welchem Verteilungsschlüssel die Ge-
meinden bedacht werden und wie sichergestellt ist, dass die Auftei-
lung aufwandsbezogen erfolgt. 

 

 

Begründung: 

Im Zuge der Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes hat der 
Bund den Ländern im November 2014 eine Unterstützung für ihre 
Kommunen bei den Kosten für die steigende Zahl von Flüchtlingen 
zugesagt. Bis heute warten Städte und Gemeinden auf die Auszah-
lung dieser Mittel, obwohl bereits jetzt erhebliche Kosten aufgelaufen 
sind. Die Staatsregierung wird aufgefordert, den Bund nachdrücklich 
an die Einhaltung seiner Zusagen zu erinnern und, wenn eine kom-
plette Auszahlung der Mittel für 2015 vom Bund abgelehnt wird, auf 
eine ratierliche Auszahlung zu dringen. 

Die Staatsregierung soll darüber hinaus darlegen, nach welchen Krite-
rien das Geld verteilt wird und wie die Belastungen dem tatsächlichen 
Aufwand entsprechend ausgeglichen werden sollen. 



und Herren, lieber Kollege Glauber, der Dialog, den
Sie hier einfordern, findet längst statt.

Die Erhebungen sind mittlerweile durchgeführt. Das
Ergebnis der Untersuchung wird in wenigen Wochen
vorliegen. Dann sollen die Gemeinden angehört wer-
den, die bei der Erhebung eine eigene Einschätzung
abgegeben haben, die sich nicht mit den Untersu-
chungsergebnissen deckt. Die Gemeinden haben da-
durch die Gelegenheit, Argumente vorzutragen, die
sich aus den spezifischen örtlichen Gegebenheiten
ableiten lassen. Erst auf dieser Grundlage erscheint
die abschließende Bewertung durch den Verord-
nungsgeber möglich, in welchen Gebieten die Miet-
preisbremse einzuführen ist.

Meine Damen und Herren, wir wollen die Mietpreis-
bremse so schnell wie möglich einführen. Ich warne
aber vor einem Schnellschuss. Nur auf der Grundlage
solider und aktueller Daten kann eine passgenaue
Festlegung der Gebiete mit angespanntem Woh-
nungsmarkt und damit eine rechtssichere Umsetzung
gelingen. Eine bloße Übernahme der Gebietskulissen
zur im Jahr 2013 erlassenen Zweiten Kappungsgren-
zesenkungsverordnung erfüllt, Herr Kollege Lotte,
diese Voraussetzung nicht, und zwar deshalb, weil
der Datenbestand, der dieser Verordnung zugrunde
liegt, aus dem Jahre 2010 stammt. Das bietet keine
Rechtssicherheit in möglichen Rechtsstreitigkeiten.
Um es noch einmal zu sagen: Ja zu einer zügigen
Umsetzung der Mietpreisbremse, aber nur dort, wo
die Voraussetzungen tatsächlich vorliegen.

Meine Damen und Herren, schon seit den Neunziger-
jahren schreiben wir die Wohnungsgebieteverordnung
in regelmäßigen Abständen fort. Die Kappungsgren-
zesenkungsverordnung haben wir unverzüglich erlas-
sen. Wir werden auch die Mietpreisbremse ehestmög-
lich erlassen; denn Mietern ist nicht mit großen
Worten, sondern nur mit Taten wirklich geholfen. Wir
handeln, und zwar schon seit geraumer Zeit.

Ich empfehle Ihnen, dem Antrag der CSU zuzustim-
men. Danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. – Kolleginnen und Kollegen, nachdem
die 15 Minuten seit Ankündigung der namentlichen
Abstimmung noch nicht um sind, frage ich die CSU-
Fraktion, ob sie auf die namentliche Abstimmung ver-
zichtet, sodass ich jetzt gleich zur Abstimmung kom-
men kann. –

(Zurufe)

– Vielen Dank.

Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen damit
zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder ge-
trennt.

(Unruhe)

Kolleginnen und Kollegen, ich lasse zunächst über
den Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion, Drucksa-
che 17/5650, abstimmen. Wer diesem Antrag seine
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – SPD, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – CSU und die
Fraktion der FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen?
– Keine. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag abge-
lehnt.

(Anhaltende Unruhe)

– Ich würde darum bitten, dass wir uns wenigstens bei
den Abstimmungen so platzieren, dass man abstim-
men kann. 

Ich lasse jetzt über den Dringlichkeitsantrag der CSU-
Fraktion, Drucksache 17/5670, abstimmen. Wer die-
sem Antrag seine Zustimmung geben will, den bitte
ich um das Handzeichen. – CSU, SPD, Fraktion der
FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen bitte ich anzuzei-
gen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Bei Stimment-
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist
dieser Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Ich lasse jetzt über den Dringlichkeitsantrag der Frak-
tion der FREIEN WÄHLER, Drucksache 17/5671, ab-
stimmen. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. – SPD, Fraktion der
FREIEN WÄHLER, Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist
auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen
17/5651 sowie 17/5653 mit 17/5658 und 17/5672 wer-
den in die zuständigen federführenden Ausschüsse
verwiesen.

Ich darf den Tagesordnungspunkt 5 aufrufen:

Antrag der Abgeordneten
Markus Rinderspacher, Florian Ritter, Klaus Adelt
u. a. und Fraktion (SPD),
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und 
Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/5651 

Asylmilliarde muss bei den Kommunen ankom-
men 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Bernhard Pohl 
Mitberichterstatter: Martin Bachhuber 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen, der Ausschuss für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport und der Ausschuss für Arbeit und Sozia-
les, Jugend, Familie und Integration haben 
den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 61. Sitzung am 25. 
März 2015 beraten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten, sowie regionale Beziehungen hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 24. Sitzung 
am 21. April 2015 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis 

 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
FREIE WÄHLER:  Zustimmung 
 B90/GRÜNE: Zustimmung 
Ablehnung empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 31. Sitzung am 6. Mai 2015 mit-
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 32. Sitzung am 21. 
Mai 2015 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, 
Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Ben-
no Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/5651, 17/6714 

Asylmilliarde muss bei den Kommunen ankommen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 3)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim­

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? –

 Keine Stimmenthaltungen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, bis die Auszählung abgeschlossen ist, fahren wir in 

der Tagesordnung fort.
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